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Finanzielle und organisatorische Umsetzung der Maßnahmen des 
Kabinettausschusses zur Bekämpfung von Rechtsextremismus und Rassismus

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Im Frühjahr 2021 hat der Kabinettausschuss zur Bekämpfung von Rechts-
extremismus und Rassismus der Bundesregierung ein Maßnahmenpaket mit 
89 Einzelmaßnahmen beschlossen, die durch die zuständigen Bundesressorts 
umgesetzt werden sollen. Während eine Reihe der geplanten Maßnahmen 
thematisch neue Felder beschreiben, knüpfen andere an bereits vorhandene 
Projekte und Vorhaben an, die über die verschiedenen Bundesprogramme in 
diesem Themenbereich umgesetzt werden.

1. Welche der vom Kabinettausschuss zur Bekämpfung von Rechtsextremis-
mus und Rassismus beschlossenen 89 Maßnahmen werden mit welcher 
finanziellen Ausstattung, welcher Laufzeit und von welchen Trägern um-
gesetzt?

2. Schlüsselt sich die Aufteilung einzelner Maßnahmen auf verschiedene 
Träger auf, und welche Träger sind mit welcher finanziellen Ausstattung, 
inhaltlichen Aufgabe und Laufzeit an den einzelnen Maßnahmen beteiligt?

Die Fragen 1 und 2 werden aufgrund des Sachzusammenhangs zusammen und 
durch die Tabelle (Anlage 1, mit Anlagen 2 und 3 als Einzelaufschlüsselung zu 
den Maßnahmen 59 und 65) gesammelt beantwortet.*
Nach dem Verständnis der Bundesregierung wird mit der Frage nach der 
„finanziellen Ausstattung“ nach dem für die Umsetzung der 89 Maßnahmen 
eingesetzten finanziellen Aufwand gefragt. Dieser kann nur für das vergangene 
Haushaltsjahr 2021 beziffert werden, da der Bundeshaushalt 2022 noch nicht 
beschlossen ist und der Finanzplan für die Jahre 2023 ff. lediglich ein regie-
rungsinternes Planungsinstrument darstellt. Ausführungen zu den Haushalts-
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jahren 2022 ff. würden daher laufenden und künftigen Haushaltsverhandlungen 
vorgreifen.
In der beigefügten Tabelle werden daher die im Jahr 2021 aufgewendeten Mit-
tel, das heißt zum einen die verausgabten Barmittel und zum anderen die ein-
gegangenen Verpflichtungsermächtigungen, ausgewiesen. Bei den Angaben zur 
Laufzeit ist zu berücksichtigen, dass diese den aktuellen Planungsstand dar-
stellen und stets abhängig von der kontinuierlichen fachlichen Bewertung der 
zuständigen Ressorts sowie den haushalterischen Rahmenbedingungen sind.
Die konzeptionellen Vorarbeiten der Maßnahmen Nummer 2 (1), 2 (3), 3, 12, 
14, 16 (1), 16 (2), 16 (3), 28, 31, 37, 74-80, 82, 83, 86, 87 und 89 laufen der-
zeit, ein finanzieller Bedarf im Sinne der Fragestellung kann derzeit noch nicht 
beziffert werden und findet daher in der anliegenden Tabelle keine Berücksich-
tigung.

3. Von welchen Ressorts der Bundesregierung werden die einzelnen Maß-
nahmen verantwortet, und hat es hier durch den Regierungswechsel eine 
Veränderung gegeben?

Die Zuständigkeit der Ressorts ist im Maßnahmenkatalog ausgewiesen. Die 
Zuständigkeit der Maßnahme mit der laufenden Nummer 6 ist durch den Regie-
rungswechsel vom Bundesministerium des Innern und für Heimat zum neu 
gebildeten Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen 
übergegangen. Die Zuständigkeit für die Maßnahmen mit den laufenden Num-
mern 88 und 89 ist in das Bundeskanzleramt übergegangen.

4. In welchen Bundesprogrammen, wie z. B. „Demokratie leben!“ oder 
„Zusammenhalt durch Teilhabe“, werden einzelne im Kabinettausschuss 
zur Bekämpfung von Rechtsextremismus und Rassismus beschlossene 
Maßnahmen umgesetzt?

a) Bei welchen dieser Maßnahmen handelt es sich um zusätzliche Maß-
nahmen?

b) Welche dieser Maßnahmen wurden ohnehin schon durch das Bundes-
programm umgesetzt?

Die Fragen 4 bis 4b werden aufgrund des Sachzusammenhangs gesammelt be-
antwortet.
Im Rahmen der Maßnahme 5 „Aufstockung der gemeinwesenorientierten Pro-
jektförderung zu einem „Bundesprogramm Gesellschaftlicher Zusammenhalt“ 
wird die bestehende Projektförderung ausgebaut. Zudem werden zusätzliche 
Maßnahmen zur Qualifizierung von Trägern sowie zur Vernetzung umgesetzt.
Die Umsetzung der Maßnahme 6 erfolgt im Rahmen der ressortübergreifenden 
Strategie „Soziale Stadt – Nachbarschaften stärken; Miteinander im Quartier“, 
hier im Rahmen des Modellprogramms „Gleiche politische Teilhabe – Ansätze 
einer aufsuchenden politischen Bildung“. Mit der finanziellen Aufstockung des 
Modellprogramms werden zusätzliche Teilprojekte (übergreifende Studien, 
räumliche Ausweitung auf weitere Standorte) finanziert.
Die Maßnahme 8 setzt die Bundeszentrale für politische Bildung (BpB) durch 
eine neue Ausschreibungs- bzw. Förderrunde im Programmbereich 1 des Bun-
desprogramms „Zusammenhalt durch Teilhabe“ um. In diesem Rahmen werden 
23 weitere Projekte in das Bundesprogramm aufgenommen.
Unter Maßnahme 23 findet sich der Zuwendungsempfänger „Each One Teach 
One“, der als Partner im Kompetenznetzwerk „Rassismus gegen Schwarze 
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Menschen“ im Rahmen des Bundesprogramms „Demokratie Leben!“ des 
BMFSFJ gefördert und dessen Projekt von der BpB kofinanziert wird. Es han-
delt sich um die Verlängerung und Ausweitung einer bereits laufenden Maß-
nahme, in deren Kontext die sogenannte Black Empowerment Academy – eine 
Fortbildungsreihe für Schwarze, afrikanische und afro-diasporische Multiplika-
torinnen und Multiplikatoren der politischen Bildungsarbeit – konzipiert und 
durchgeführt wird. Mit Unterstützung der zusätzlichen Mittel der BpB aus dem 
Kabinettsausschuss soll das Projekt bis Jahresende 2022 verlängert werden, um 
zusätzlich zwei neue Aktivitäten in die Projektarbeit aufzunehmen: die Beglei-
tung der Teilnehmenden bei der Umsetzung eigener kleiner Bildungsprojekte 
und die Erstellung einer Publikation zu den Erfahrungen im Rahmen der 
„Black Empowerment Academy“ und dem Stand Schwarzer bildungspoliti-
scher Praxis in Deutschland.
Bei der unter Nummer 43 aufgeführten Maßnahme handelt es sich um eine zu-
sätzliche Maßnahme des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales. Das 
neue Programm „Unsere Arbeit: Unsere Vielfalt. Initiative für betriebliche 
Demokratiekompetenz“ fördert 34 Einzelprojekte im ganzen Bundesgebiet.
Die Maßnahmen 50, 51, 53, 54, 58, 61, 62, 64 und 65 werden im Rahmen des 
Bundesprogramms „Demokratie leben!“ umgesetzt.
Die Maßnahme 59 wird im Rahmen des bereits laufenden Programms „Men-
schen stärken Menschen“ umgesetzt. Bei den Maßnahmen 50, 51, 53, 54, 58, 
61, 62, 64 und 65 handelt es sich um zusätzliche Maßnahmen.
Die Maßnahmen 68 und 70 werden über das Programm „Kulturelle Vermitt-
lung“ zusätzlich gefördert. Die Maßnahme 71 wird über die Programme „Auf-
arbeitung des Kolonialismus“ sowie „Gedenken und Erinnern“ zusätzlich ge-
fördert. Maßnahme 73 wird über das Programm „Stärkung der Medienkompe-
tenz“ zusätzlich gefördert.

5. Bis wann sollen die einzelnen Maßnahmen umgesetzt werden, und ist eine 
Verlängerung der Laufzeit generell möglich?

Der Umsetzungsstand der Maßnahmen kann der angehängten Tabelle (An-
lage 1) entnommen werden. Die Umsetzungsdauer der Maßnahmen wird 
grundsätzlich im Einzelfall anhand einer fachlichen Bewertung der zuständigen 
Ressorts sowie in Abhängigkeit von den haushalterischen Rahmenbedingungen 
bemessen.

6. Plant die Bundesregierung eine Evaluation der im Kabinettausschuss zur 
Bekämpfung von Rechtsextremismus und Rassismus beschlossenen Maß-
nahmen, wenn nein, warum nicht, und wer soll gegebenenfalls eine solche 
Evaluation durchführen?

Es wird auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 1 der Kleinen Anfrage 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Bundestagsdrucksache 
19/29719 verwiesen. Darüber hinaus sieht der Koalitionsvertrag der 20. Legis-
laturperiode vor, die Maßnahmen des Kabinettausschusses zur Bekämpfung 
von Rechtsextremismus und Rassismus anzupassen und weiterzuentwickeln.
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